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Verkiindet

am 22. Febr. 1956 2474 058

Schorin, Just. Angest.
als Urkundsbeamter
der Geschiéftsstelle

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit

1. des Verwaltungsangestellten Rudolf E @D . cqD

@ -Gl @

2. des Buchdruckereimeisters Kurt Iﬁ— in @D
@ Ep:ir- 9

Kliger und Revisionsklédger,
~ Prozedbevollmiichtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. - -

gegen

den Druckereibvesitzer Georg P (D i- "GED.
QI 5rate @,

Beklagten und Revisionsbeklagten,
- Prozefbevollmichtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. (D -
hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
miinédliche Verhandlung vom 15. Pebruar 1956 unter Mit-

wirkung des Senatspridsidernten Schmidt, der Bundesrichter
Raske, Jolannsen, Siemer und Viistenberg

fiir Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 4. Zivilsenats
des Oberlandesgerichis in Celle vom 12. Juli 1955
wird auf Kosten der Kléger zuriickgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Tie Kldger haben im Jahre 1938 einen Gesellschafts-
vertrag iiber die Griindung einer Offenen Handelsgesell-
schaft geschlossen. In dem Vertrag war vorgesehen, daS
jeder Gesellschafter nach auBen alleinvertretungsberech-
tigs sein sollte. Die Parteien brachten in die Gesell-
schaft die bereits seit léngerer Zeit von ihnen gemeinsam
betriebene Druckerei, die im Handelsregister auf den Na-
men des Klégers zu 1) als (D Bandelsdruckerei
Rudolf - in .‘ eingetragen war, ein. Die Offe-
ne Handelsgesellschaft nahm ihren Geschdftsbetrieb auf,
wurde aber nicht in das Handelsregister eingetragen.

Vihrend des Krieges kam es zu Streitigkeiten zwi-
schen den Geselischaftern. Der Kléger zv 1) nahn das
Recht fiir sich in Anspruch, alleiniger Eigentiimer der
Druckerei zu sein. Der Kliger zu 2) hatte am 30. April
1942 eine einstweilige Verfiigung gegen den Xliger zu 1)
erwirkt, durch die diesem verboten wurde, iiber Kapital-
einlagen der Pruckerei zu verfiigen und diaterialien und
Qﬁcher aus den Geschiftsréumen der Geselischeaft zu ent-

“fernen.

Im.Zuge der KriegsmaBnahmen wurde die Druckerei
3tillgelegt. Darauf erwog der Kliger 2zu 1) im Jahre 1943,
die Druckereimaschinen, die er als sein alleiniges Eigen-
turt weiterhin betrachtete, zu verkaufen, und wandte sich
deswegen an einen Dritten. Dieser setzte die Wirtschafts-
gruppe QP in @D hiervon in Kenntnis. Diese wie-
derum gab dem Beklagten, dessen Druckereibetrieb 1943 to-
tal ausgeoombt worden war, Kenntnis von den Absichten des

‘Klégers zu 1). Zwischen beiden kam es 2zu einem Brief-

wechsel.
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Am 18. Mai 1944 "beschlagnahmte" sodann das Lan-
deswirtschaftsamt in - auf Grund des Reichslei-
stungsgesetzes "zugunsten des Beklagten" eine groBere
Anzahl von Buchdruckereimaschinen, Regalen und Schriften H
aus dem Unternebmen der Kliger. Wegen der Ubergabe der
in der Beschlagnahmeverfiigung aufgefijhrten Gegensténde
setzte sich der Beklagte mit dem Kl#ger zu 1) in Ver- )
bindung. Er schrieb jhm am 27. Mai 1944 einen Brief, in
dem er ihm androhte, der Klidger zu 1) miisse MaBnahmen #
der Gestapo erwarten, wenn er sich weigere, ihm die Ma-
schinen herausgugeben.

MUTE]

SchlieBlich holte der Beklagte Ende August oder

hafang September 1944 die Maschinen in - ab.

Die Kliger waren dabei zeitweise zugegen. Nur der Kliger H
zu 2) wandte sich gegen den Abtransport der Maschinen.
Der Beklagte hinterlegte am 19. Oktober 1944 die rest-
liche "Kaufschuld" in Héhe von 14.948,93 RM éugunsten
beider Kliéger, da er nicht wuBte, wem der Betrag ge-
biihrte.
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Der Kléger zu 2) beantragte in Gem Verfahren betref-
fend den ErlaB einer einstweiligen Verfiigung bereits am
30. August 1944 eine Ordnungsstrafe gegen den Kliger zu
1) mit der Behauptung, dieser habe die Xaschinen entge-
gen dem in der einstweiligen Verfiigung susgesprochenen
Verbot an den Beklagten verduBert. Der Kliéger zu 1) be- H
rief sich demgegeniiber darauf, daB er alleiniger handels-
gerichtlich eingetragener Inhaber der Druckerei sei. Er
wurde durch BeschluR vom 17. November 1944 zu einer Geld-
strafe von 1000 RM verurteilt. Gegen diesen Beschlu8
wandte er sich sodann mit der Behauptung, daB er die
Druckerei nicht verkauft habe, und legte die Beschlag-
nahmeverfiigung vom 18. Mai 1944 vor. Die Strafe wurde
ihm schlieBlich durch Beschlu8 vom 13. Januar 1947 auf
Grund der Gnadenordnung . vom 6. Februar 1945 erlassen.
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Durch Verfiigung vom 15. Wezember 1952 ist die Be-
schlaginahmeverfiigung w1derrufen worden, da sie nach An-
sicht der Behorden nichtig war.

Die Kl&ger haben behauptet, der Beklagte habe das
Inventar 1944 gegen ihren Willen aus defi Rdumen der
Druckerei entfernt. Sie begehren Riickgabe, soweit das
Inventar aicht durch Krlegselnwlrkungen vernichtet ist,
und Zahlung einer Kutzungsentschadlgung Sie haben be-
antragt,

den Beklagten zu verurteilen, an sie, die Klédger,
bestimmte; im einzelnen ndher bezeichnete Sachen
herauszugeben und ihnen 4000 DM zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er hat behauptet, der Kléger zu 1) habe, nachdem er
ausdriicklich darauf hingewiesen gehabt habe, daB er
befugt sei, iliber das Inventar zZu verfiigen, ihm die Ge-
genstinde verkauft und libereignet.

Das Landgericht hat durch Teilurteil den Beklagten
verurteilt, bestim:te., im Urteilstenor aufgefiihrte Ge-
genstinde, die der Beklagte unstreitig noch besitzt,
an die Klager herauszugeben, und im ilibrigen den Heraus-
gabeanspruch abgewiesen.

Gegen dieses Urteil haben der Beklagte Berufung
und 4ieé Kléger AnschluBiberufung eingelegt. Die Kliger
haben bpeantragt, den Beklagten auch zur Herausgabe zu
verurteilen, soweit ihr Herausgabeanspruch von dem Land-
gericht abgewiesen worden ist, und die Berufung des Be-
klagten zuriickzuweisen. Der Beklagte het beantragt, die
Klage voll abzuweisen und die AnschluBberufung der
Kléger zuriickzuweisen.
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Das Berufungsgericht hat nach dem Antrag des Be-
klagten erkannt. Gegen dieses Urteil richtet sich die
Revision, @it der die Kldger ihre im Berufungsrechts-
zug gestellten Antrége weiterverfolgen. Der Beklagte
bittet, die Revision zuriickzuweisen.

BntScheidungsgriindes
Die Revision ist unbegriindet.

Nach den Behauptungen der Kliiger ist der Beklaéte
Besitzer der von den KXlidgern als ihr Eigentum herausver-
langten Sachen. Zutreffend ist das Berufungsgericht
nach § 1006 BGB davon ausgegangen, daB die Kliger die
nach dieser Vorschrift fiir das Eigentum des Beklagten
sprechende Vermutung widerlegen miissen. Dazu miissen sie
beweisen, daB8 der Beklagte nicht Eigentiimer der Sachen
geworden ist, als er sie in Besitz nahm, oder daB er
das Eigentum daran spédter wieder verloren hat. Falls
der Beklagte sich auf einen bestimmten Erwerbsvorgang
beruft und die Xléger nachweisen, da8 er auf Grund die-
ser vorgetragenen Tatsachen nicht Eigerntiimer geworden
ist, kann die Vermutung als widerlegt angesehen werden.
Diese Rechisgedanken hat das Berufungsgericht bei sei-
ner Entscheidung beriicksichtigt.

Der Beklagte hat sich darauf berufen, daB er die
Sachen von dem Kldger zu 1) gekauft und ilibeveignet er-
halten habe. Das Berufungsgericht hat zutreffend ausge-
filhrt, daf der Kliger zu 1) rechtlich in der TLage war,
die .Sachen auch gegen den Willen des Kligers zu 2) dem
Beklagten zu verkaufen und zu ilbereignen. Insoweit kann
auf die Ausfithrungen des angefochtenen Urteils Bezug ge-
nomsnen werden.

Zu Unrecht tragen die Klédger mit ihrer Revision vor,
der Beklagte habe selbst nicht behauptet, daB er iiber
die Sachen einen Kaufvertrag mit dem Kléger zu 1) ge-
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schlossen habe und daB dieser sie ihm libereighet ha-
be. Die Schrifisédtze beider Tatsacheninstanzen ergeben
eindeutig. daB der Beklagte diese Behauptung suifge-
stellt hat und da die Kliger sie auch in diesem Sinue
verstanden haben. AuBerdem ist diese Behauptung des
Beklagten auf S 7 des Tatbesiandes der Ausferitigung
des angefochtenen Urteils wiedergegeben. kit der Tat-
sache,'daB in dem im Armenrechtsverfahren von dem Be-
klagten eingereichten Schriftsatz vom 23. Mai 1952 nur

" ausgefiihrt war, der Beklagte habe damals, da er kein

Jurist sei, .die Angelegenheit als Kauf angesehen,
brauchte sich das Berufungsgericht nicht besonders aus-
einanderzusetzen. Diese Ausfilhrungen ergaben nur, daB
der Rechtsvertreter des Beklagten das tatséchliche Ge-
schehen anders als der Beklagte nicht als Kauf ansah.
DaB aber der Beklagte der Meinung war und behauptet hat-
te, die Sacher kduflich erworben zu haben, ist auch im
Armenrechtsverfahren vorgetragen worden.

Das Berunfungsgerickht hat, ohne gegen das Verfahrens-

recht zu verstoBen, festgecteilt,. dal die Kliger diese

Behauptung des Beklagten nicht widerlegt haben. Die Re-

" vision beriicksichtigt bei ihren Angriffen nicht genii-

éend; daB nicht der Beklagte die Verdufierung beweisen
muB, sondern die Kléger nackweisen miissen, daB die Sa-

_chen nicht verkeuft und Ubereignet worden sind. Sie

irrt auch, wenn sie annimmt, das Berufungsgericht habe
die VerduBerung in der von dem Beklagten geschilderten
Weise als erwiesen angesehen. Tatsdchiich hat das Be-
rufungsgericht nur festgestellt, daf der Beweis, daB
der Beklagte die Sachen von dem Kléger zu 1) nicht k#uf-
lich erworben habe, nicht gefiihrt sei..

Diese Feststellung beruht auf einer dem freien
richterlichen Ermessen des Berufungsgerichts iiberlassenen,
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von dem Revisionsgericht nicht nachpriifbaren Tatsachen-
und Beweiswilirdigung. Die Revision kann insoweit nur »li-
gen, daB das Berufungsgericht bei seiner Beweiswiirdigung
das Verfahrensrecht, Denkgesetze oder Sédtze der allge-
meinen Lebenserfahrung auler acht gelassen hat.

Die dahin gehenden Angriffe sind unbegriindet.

Trotz der Feststellung, daf die Verkaufsverhand-
lungen .bis Ende Mai 1944 zu keinem Ergebnis gefiihrt
hattern, konnte das Berufungsgericht als ernste-Moglich-
keit in Betracht ziehen, daB spidter, bevor die Sachen
von dem Beklagten abgeholt wurden, ein Kaufvertrag ge-
schlossen worden sei und daB die Sachen auf Grund die-
ses Vertrages dem Beklagten von dem Kliger zu 1) iibereig-
net worden seien. Das Berufungsgericht hat diese Mog-
lichkeit auf Grund des Geschehens, das sich nach dem
27. Mai 1244 ereignete, in Betracht gezogen. Mit dieser
Uverlegung hat es nicht die Denkgesetze verletzt; denn
es hat nicht, wie die Revision vortragt, aus der bloflen
Bereitschaft, einen Kaufvertrag zu schlieBen, auf das
Zusiandekommen des Kaufvertrags geschlossen. DaB der
Kenfvertrag zustande gekommen ist, hat das Berufungsge-
richt, wie bereits erwdhnt, iliberhaupt nicht festgestellt.
Es hat allein die von ihm festgestellte Bereitschaft
des Kliégers zu 1), die Sachen zu verkaufen, zusammen
mit den anderen von ihm aufgefiihrten Umstiinden dahin ge-
wiirdigt, daB es danach nicht ausgeschlossen sei, de8
der Kaufvertrag tatsdchlich zustande gekommen sei, be-
vor Ger Beklagte die Gegenstiénde abholte, und daB diese
ihm in Erfiillung des Kaufvertrags iibereignet worden seien.
Das Berufungsgericht brauchte nicht, wie die Revision
annipmt, festaustellen, unter welchen Bedingungen dieser
Vertrag zustande gekommen war. Denn es war allein Sache
der Kléger zu beweisen, daB eine Ubereignung auf Grund
eines Kaufvertrags nicht erfolgt war.
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Das Berufungsgericht hat auch das Schreiben der
Wirtschaftsgruppe vom 10. Juli 1944 nicht auBer acht
gelassen. Es war unerhebiich, 0b dieses.Schreiben er-
gab, daf bis dahin kein Kaufvertrag geschlossen war.
Denn das Berufungsgericht hat die Moglichkeit bejaht,
daB8 in der Zeit zwischen dem 10. Juli 1944 und dem Tag,
an den die Sachen abgeholt wurden, ein Kaufvertrag ge-
schlossen wurde, der die Grundlage der Ubereignung bil-
dete.

- Aus dem Schreiben des Beklagten an den Kliéger zu
1) vom 19. Oktober 1944 ergibt sich nicht, da8 in die-
sem Zeitpunkt noch keine Einigung zwischen den Parteien
erzielt war. Es ist eine sich auf nichts anderes als
eine bloBle Vermutung griindende, in der Revisionsinstanz
von den Kl&gern neu aufgestellte Behauptung, daf8 das in
dem Schreiben angefiihrte Schreiben des Beklagten vom
16. September 1944 ein Kaufangebot gewesen sei.

Def der Beklagte sich mit dem Kldger zu 2) iiber
einen Xavfvertrag und einen Eigentumsiibergang einig ge-
wesen sei, hat das Berufungsgericht nicht festgestelit.
Es hat im Gegenteil die Koglichkeit in Betracht gezo-
gen, Ga8 der Kliger zu 1) gegen den Willen des Kldgers
zn 2) die Sachen verkauft und Ubéreignet bat.
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Da somit keine der Revisionsriigen begriindet ist,
muBte die Revision mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO
zurlickgewiesen werden.

Schnmidt  Raske Johannsen  Siemer  Wiistenberg

- .
——  attign . -



	24?4 058

	RPPPPP-Straße

	von dem Revisionsgericht nicht nachprüfbaren Tatsachen-



	OJ

	- 9 -



